
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
06.03.2025 Oppenheim, den 06.03.2025 
Fachbereich: Zentrale Dienste 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2025/0049 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

17.03.2025 1.3 Öff. Einst. / 1 

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

20.03.2025 3.5 Öff. Einst. / / 

 
    

 
Zahlung von Zuschüssen bei Abschluss einer Entgeltumwandlung zur Altersvorsorge 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, der Verbandsgemeinderat beschließt vorbehalt-
lich der Zustimmung des Personalrates ab 01.07.2025 an Beschäftigte einen Arbeitgeberzu-
schuss zur Entgeltumwandlung von bis zu 15 v. H. des umgewandelten Entgelts, höchstens 
jedoch in Höhe der durch die Entgeltumwandlung jeweils eingesparten Sozialversicherungs-
beiträge zu gewähren. Die Bezuschussung erfolgt für Neu- aber auch für Altfälle. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Mader)  (Pfuhl)    (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter    Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 

Im kommunalen öffentlichen Dienst sind etwa 2,4 Millionen Beschäftigte tätig, von denen 
viele trotz der Zusatzversorgungskasse (ZVK) mit einer Versorgungslücke rechnen müssen. 
Diese Lücke entsteht durch den Rückgang des Versorgungsniveaus der gesetzlichen Renten-
versicherung sowie durch die zunehmende Besteuerung von Rentenleistungen, einschließlich 
der Leistungen der ZVK. 

Mit Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer/-innen im kommunalen öffentli-
chen Dienst aus dem Jahre 2003 wurde die Möglichkeit geschaffen, diese Lücke teilweise zu 
schließen. Nach diesem hat der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin Anspruch darauf, dass von 
seinen/ihren künftigen Entgeltansprüchen bis zu 4 v.H. der jeweiligen Beitragsbemessungs-
grenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten (West) durch Entgeltum-
wandlung für ihre/seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Durch die Entgelt-
umwandlung können während des Berufslebens Steuern und ggfs. Sozialabgaben eingespart 
werden, was das Rentenniveau erhöht. Allerdings findet bei Bezug der Betriebsrente eine 
nachgelagerte Versteuerung statt. 
 
Die Sparkassen-Kommunalrente ist Anfang dieses Jahres auf die Verwaltung zugekommen und 
hat den Abschluss eines Rahmenvertrages angeboten, welcher auch Beratungsleistungen für 
die Beschäftigten beinhaltet. Weitere Anbieter für die betriebliche Altersversorgung im Be-
reich des öffentlichen Dienstes sind die GVV und die ZVK. Aus Sicht der Verwaltung sollten alle 
Anbieter gleich behandelt werden.  
 
Im Jahr 2015 ist die Verbandsgemeinde Rhein-Selz der ÖBAV Unterstützungskasse e. V. beige-
treten. Insofern besteht ab diesem Zeitpunkt für die Beschäftigten der Verbandsgemeinde die 
Möglichkeit Entgeltumwandlungsverträge abzuschließen. Dies haben auch einige angenom-
men. 
 
Das Betriebsrentenstärkungsgesetzes verpflichtet Arbeitgeber ohne Tarifvertrag seit dem 
01.01.2022 mindestens 15 % Zuschuss zur freiwilligen Entgeltumwandlung der Beschäftigten 
zu leisten. Diese Regelung ist allerdings auf tarifgebundene Arbeitgeber nicht anwendbar.  
 
Mit Arbeitgeberrichtlinie des Kommunales Arbeitgeberverbands Rheinland-Pfalz e.V. zur Ge-
währung von Arbeitgeberzuschüssen zur Entgeltumwandlung ist seit dem 01.01.2023 auf frei-
williger Basis möglich, an Beschäftigte einen Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung von 
bis zu 15 v. H. des umgewandelten Entgelts, höchsten jedoch in Höhe der durch die Entgelt-
umwandlung der/des Beschäftigten jeweils eingesparten Sozialversicherungsbeiträge ge-
währt werden. 
 
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz möchte von dieser freiwilligen Möglichkeit der Bezuschus-
sung ab 01.07.2025 Gebrauch machen, da sie nicht zuletzt ein Instrument der 
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Mitarbeiterbindung darstellt und durch die Gewährung eigentlich keine Mehrkosten entste-
hen. Im Zuge der Gleichbehandlung gilt dies selbstverständlich auch für Altfälle ab dem vor-
genannten Datum. 
 
Eine Einbindung des Personalrates fand bisher noch nicht statt. Diese wird jedoch schnellstens 
nachgeholt. 
 
 
 
 
 
 
  
 
 


